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sätzlich die Rechtsfolgen wegen nicht qualitätsgerechter 
Leistung ein. Standards sind auch dann verletzt, wenn 
eine Ausnahmegenehmigung zur Abweichung vom Stan­
dard erteilt wurde oder eine Abweichung vom Standard 
ohne Äusnahmegenehmigung zulässig ist, die Partner je­
doch nicht ausdrücklich deren Rechtswirksamkeit für die 
zwischenbetrieblichen Beziehungen vereinbart haben.

Die Rechtswirksamkeit bestätigter und verkündeter 
Standards vor dem Verbindlichkeitstermin zieht für die­
jenigen, die dem sachlichen und personellen Geltungsbe­
reich des Standards unterliegen, die Pflicht nach sich, alle 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß vom Verbindlich­
keitstermin an die Festlegungen des Standards unter Be­
rücksichtigung des § 3 Abs. 4 StandardisierungsVO einge­
halten werden. Daraus ergeben sich auch Folgerungen für 
die Gestaltung von Wirtschaftsverträgen, und zwar vor 
allem beim Abschluß von Verträgen, die nach dem im Stan­
dard bezeichneten Verbindlichkeitstermin zu erfüllen sind. 
Eine besondere Verpflichtung, die in bestätigten und ver­
kündeten, jedoch noch nicht verbindlichen Standards Aus­
druck findenden Tendenzen für die Weiterentwicklung des 
wissenschaftlich-technischen Fortschritts zu berücksichti­
gen, besteht nach der gegenwärtigen Spruchpraxis des 
Staatlichen Vertragsgerichts beim Abschluß von Wirt­
schaftsverträgen über Projektierungsleistungen.P* Entspre­
chendes muß grundsätzlich auch für andere wissenschaft­
lich-technische Leistungen gelten.

Die Wirkung staatlicher Standards auf die Gestaltung 
und Erfüllung zivilrechtlicher Verträge

Diese Wirkung staatlicher Standards ist differenziert zu 
betrachten: Auf Verträge zwischen Betrieben gemäß §11 
Abs. 2 ZGB im Bereich der Volkswirtschaft, die nicht dem 
personellen Geltungsbereich des Vertragsgesetzes unter­
liegen, wirken staatliche Standards grundsätzlich in der 
gleichen Weise wie auf Wirtschaftsverträge.1® Da staatliche 
Standards für alle Betriebe der Volkswirtschaft verbind­
lich sind, bestimmen sie verbindlich auch das Verhalten 
dieser Betriebe in zivilrechtlichen Beziehungen. Dement­
sprechend gilt auch hier das Verbot der Abweichung von 
verbindlichen Standards gemäß § 3 Abs. 3 und 4 Standardi­
sierungsVO. Daraus folgt, daß staatliche Standards auch 
beim Abschluß zivilrechtlicher Verträge zu berücksichtigen 
sind. In ihnen enthaltene Festlegungen sind auch dann 
Vertragsinhalt, wenn sie nicht vereinbart wurden.1® Damit 
steht gleichzeitig — auch ohne ausdrückliche Regelung im 
ZGB — fest, daß bestätigte und verkündete Standards vom 
Verbindlichkeitstermin ab auf bereits abgeschlossene Ver­
träge vertragsändernd wirken.

Vereinbarungen, die Festlegungen in Standards ent­
gegenstehen, ohne daß die Voraussetzungen für eine Ab­
weichung vom Standard vorliegen, verstoßen gegen das 
Verbot der unzulässigen Abweichung und sind deshalb 
nichtig (§ 68 ZGB).

Für Verträge, die zwischen Betrieben gemäß § 11 Abs. 2 
ZGB im Bereich der Volkswirtschaft und Bürgern geschlos­
sen werden, gelten — zumindest soweit sich in ihnen die 
Betriebe zu Leistungen verpflichten, für die Standards 
relevant sind — die Ausführungen, die zu den Verträgen 
zwischen Betrieben getroffen wurden, entsprechend. Die 
Betriebe sind verpflichtet, die in staatlichen Standards ent­
haltenen Festlegungen einzuhalten. Davon haben sie so­
wohl bei der Gestaltung als auch bei der Erfüllung der 
Verträge auszugehen. Die Inanspruchnahme der Regelung 
des § 61 Abs. 2 ZGB, wonach eine von den staatlichen 
Gütevorschriften abweichende Leistung vereinbart werden 
kann, ist für diese Beziehungen nur im Rahmen der durch 
§ 3 Abs. 4 StandardisierungsVO geregelten besonderen Be­
dingungen möglich, im übrigen aber ausgeschlossen.

Anders stellt sich die Wirkung staatlicher Standards 
auf die Verträge zwischen Bürgern dar. Gemäß § 3 Abs. 1 
StandardisierungsVO sind die Standards für sie nicht ver­
bindlich. Dementsprechend gilt auch das in § 3 Abs. 3 Stan-

dardisierungsVO enthaltene gesetzliche Verbot der Abwei­
chung von Standards nicht. Verpflichtungen, den in Stan­
dards enthaltenen Festlegungen entsprechend zu handeln, 
ergeben sich für sie ausschließlich aus den Vorschriften 
des ZGB. In diesem Sinne ist auch die Regelung des § 61 
Abs. 1 ZGB zu verstehen, nach der staatliche Standards 
auch dann Vertragsinhalt sind, wenn sie nicht vereinbart 
wurden.

Für die Vertragsbeziehungen zwischen Bürgern ist be­
deutsam, daß eine von staatlichen Standards abweichende 
Leistung vereinbart werden kann (§ 61 Abs. 2 ZGB).

Wirkungen staatlicher Standards 
auf außervertragliche Beziehungen

Wegen ihres normativen Charakters sind Festlegungen in 
staatlichen Standards auch für Beziehungen relevant, die 
nicht durch Vertrag geregelt sind. In staatlichen Standards 
enthaltene Festlegungen (z. B. über Grenzwerte der zu­
lässigen Lärmemission) können — soweit es sich um Be­
triebe der Volkswirtschaft handelt — mitbestimmend dafür 
sein, was als rechtmäßiges bzw. rechtswidriges Verhalten 
i. S. der §§ 328 und 330 ZGB zu gelten hat. In staatlichen 
Standards enthaltene Festlegungen über die Projektierung, 
Konstruktion, Herstellung, Inbetriebnahme und Unterhal­
tung von Arbeitsmitteln, Arbeitsverfahren und Arbeitsstät­
ten bestimmen die Pflichten der Betriebe gemäß § 205 AGB 
bei der Gewährleistung des Gesundheits- und Arbeits­
schutzes.

Standards können schließlich auch im Bereich des Straf­
rechts bedeutsam sein, indem sie bei Straftaten gegen die 
Volkswirtschaft (z. B. bei Vertrauensmißbrauch gemäß 
§ 165 StGB) die Rechtspflichten derjenigen mitbestimmen, 
denen eine Vertrauensstellung in einem Betrieb der Volks­
wirtschaft übertragen ist.
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